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30 Jahre danach
Am 24. Februar 1933 hielten die SA- 

Schergen Hitlers in Hannover die Zeit für 
gekommen, nach dem Beispiel ihrer 
Schlägerkolonnen anderer Städte, auch 
hier Mord an Menschen und Zerstörung 
der Einrichtungen der Sozialdemokrati­
schen Partei oder der Gewerkschaften als 
„politische Dauervoraussetzung“ ihrer 
sogenannten „Machtergreifung“ einzufüh­
ren. Dabei betrachteten sie insbesondere 
Mitglieder des Reichsbanners „Schwarz- 
Rot-Gold" als Freiwild. So fielen an jenem 
24. Februar 1933 den feigen SA-Mördern 
drei unserer Besten meuchlings zum 
Opfer.

30 Jahre danach trafen sich Kameraden 
des wiedergegründeten Reichsbanners des 
Gaues „Nord-Weser-Ems" mit einer Dele­
gation des „Freiheitsbundes" des Landes­
verbandes Berlin an den Gräbern der Er­
mordeten in Hannover, um auch heute, 
nach 30 Jahren, erneut Zeugnis dafür ab­
zulegen, daß man durch Mord, verbunden 
mit Terror und Unterdrückung und Ver­
boten, unsere Arbeit für Freiheit und 
Recht zwar hemmen konnte, aber den 
Geist, der unveräußerlich ist, nicht aus­
löschen kann.

Zu einer Feierstunde in der Halle des 
RICKLINGER WALDFRIEDHOFES fanden 
sich viele alte, aber noch mehr junge 
Freunde im Beisein der Spitzen der öffent­
lichen Verwaltung, der Partei und die Ka­
meraden Hannovers zusammen.

Kamerad Professor Dr.von Franken­

berg verstand es, in seiner Ansprache 
Sinn und Zweck unserer früheren Arbeit 
im Vergleich zur heutigen Zeit auf­
zuzeigen.

Insbesondere mußte jeder aufmerksame 
Zuhörer heraushören, daß viele Mängel 
der Weimarer Zeit zu den Opfern und 
der sich daraus ergebenden Katastrophe 
führten.

Ehrenfahnen brachten die Delegationen 
aus den Städten des Nordens der Bundes­
republik und Berlins nach Hannover. Sie 
gaben, getragen von alten und jungen 
Kameraden, das äußere Bild zu dieser 
Feierstunde.

An den Gräbern auf verschiedenen 
Friedhöfen wurden die Kränze der Er­
innerung und Dankbarkeit niedergelegt.

Besonders eindrucksvoll war ein kur­
zes, stilles Verweilen am Grabe unseres 
unvergessenen Freundes Kurt Schu­
macher..

Am Tage zuvor hatte sich der Bundes­
zentralausschuß mit Vertretern Berlins 
zu einem Gedankenaustausch über weitere 
Möglichkeiten einer noch engeren Zusam­
menarbeit getroffen. Bei diesem langen 
Nachmittagsgespräch wurde auch die 
Frage der Verbreiterung unserer Jugend­
arbeit erörtert, wobei Bremen für alle 
richtunggebend ist.

Zusammenfassend kann gesagt werden, 
das „Reichsbanner" sowie der „Freiheits­
bund" unterliegen nicht der durch tech­
nische Neuerungen herbeigeführtei^^^



In unseren Reihen ist stärker das Wol­
len vorhanden, auch unter heute für uns 
veränderten Voraussetzungen, genau wie 
vor 30 Jahren, sich gegen Terror und Dik­
tatur einzusetzen, andererseits stehen 
Demokratie, Freiheit und Menschenrechte 
als höchstes Gut zur Verteidigung.

Diesen hohen Idealen galt unser Be­
such in Hannover!

Den Berliner Kameraden danken wir 

für ihre Fahrt bei Eis, Kälte und Schnee 
durch die sowjetisch besetzte Zone unse­
res Vaterlandes. Dabei wurde manch stil­
ler Gruß in der Nähe der Stadt der Grün­
dung des Reichsbanners, über Stacheldraht 
und Absperrungen hinweg gesandt.

Den Kameraden aus Hannover Dank für 
Gastfreundschaft und die gelungene Aus­
gestaltung des Treffens! Freiheit!

Franz Meyer

Wer „beherrscht" den Bundestag
Von K. D. Hartmann

Das Verhältnis der Bürger zum Parla­
ment wird unter anderem durch die Auf­
fassung bestimmt, aus welchem Personen­
kreis sich der Bundestag rekrutiert. In 
solchen Äußerungen zeigt sich, wer nach 
Meinung der Wähler die Entscheidungen 
des Bundestages beeinflußt.

Das „Institut für Werbepsychologie und 
Markterkundung;, Frankfurt, hat der 
westdeutschen Bevölkerung die Frage vor­
gelegt, welche Berufsgruppe ihrer Mei­
nung nach am stärksten im Bundestag ver­
treten sei. Die Befragten konnten dabei 
unter elf Gruppen wählen.

Ein Viertel der Befragten meinte, daß 
die Funktionäre der Parteien und Ge­
werkschaften die stärkste Gruppe bil­
deten. Diese Meinung wird stärker von 
den Einwohnern kleinerer Ortschaften so­
wie des Südens und Südwestens vertre­
ten. Für diese Meinung ist nicht so sehr 
sie soziale Stellung der Befragten maß­
gebend — sie wird von Arbeitern, An­
gestellten und Hausfrauen im gleichen 
Maße geäußert — als das Lebensalter: die 
Befragten unter 30 Jahren teilen sie we­
niger.

An zweiter Stelle werden mit 19 Pro­
zent Unternehmer, Fabrikbesitzer und 
Direktoren als stärkste Gruppe genannt. 
Hier sind es die Einwohner von Mittel­
städten und von Nordrhein-Westfalen, die 
stärker zu dieser Meinung neigen. Als 
einzige Berufsgruppe glauben die im Ver­
kauf Tätigen stärker, daß die Unterneh­
mer die größte Gruppe im Bundestag sind, 
während die Büroangestellten weniger 

als die übrigen Berufsgruppen zu dieser 
Vermutung neigen. Auch die jüngere Al­
tersgruppe vertritt diese Meinung we­
niger.

Die Rechtsanwälte halten 15 Prozent der 
Befragten für die stärkste Gruppe im 
Bundestag. Das wird häufiger von den Be­
fragten unter 30 Jahren vertreten, ebenso 
von den Einwohnern der Mittelstädte und 
von den Büroangestellten; lediglich die 
Einwohner des Ländergebietes Südwest 
vertreten diese Meinung weniger.

14 Prozent der Befragten halten Beamte 
und Verwaltungsangestellte für die größte 
Gruppe. Diese Meinung findet sich bei 
Frauen häufiger als bei Männern — aller­
dings mit Ausnahme der Hausfrauen. 
Häufiger wird diese Meinung von Per­
sonen unter 30 Jahren sowie im Länder­
gebiet Südwest vertreten, weniger in klei­
nen Orten.

Den übrigen Berufsgruppen wird eine 
merklich geringere Bedeutung zugeschrie­
ben. So entfallen auf' die selbständigen 
Kaufleute nur sieben Prozent, auf Arbei­
ter und Journalisten je fünf Prozent, auf 
Landwirte vier Prozent der Befragten, die 
diese Gruppen als die stärksten bezeich­
nen.

Die Berufsgruppe „Arbeiter" wird von 
den befragten Arbeitern wie auch von den 
Rentnern etwas mehr als die stärkste 
Gruppe angesehen; ebenso schreiben die 
Landwirte ihrer eigenen Berufsgruppe 
eine größere Bedeutung zu als die ande­
ren Befragtengruppen; ähnlich scheint es 
sich auch bei den „selbständigen Kauf­
leuten" zu verhalten.
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Die Wirklichkeit
Ein Vergleich mit den tatsächlichen An­

teilen der Berufsgruppen im Bundestag 
ist schwer, weil sowohl in den Aussagen 
der Befragten wie auch in den zur Ver­
fügung stehenden Berufsangäben der Ab­
geordneten soziologische und politische 
Kategorien häufig nicht auseinandergehal­
ten werden können. So ist z. B. die An­
zahl der im Bundestag sitzenden Unter­
nehmer, Fabrikbesitzer und Direktoren 
sehr gering, während sich die Interessen­
vertreter der Unternehmer auch unter an­
deren Berufsbezeichnungen finden kön­
nen. In den Angaben der Befragten drückt 
sich vor allem aus, welches Gewicht dem 
Unternehmertum als Interessenvertretung 
im Bundestag zukommt. Auch der Kreis 
der „Funktionäre" muß wohl nach Vor­
stellung der Befragten weiter gefaßt wer­
den, als es die berufliche Stellung der Ab­
geordneten ausweist. So finden sich 
zweifellos unter der Berufsangabe „Jour­
nalisten" eine Reihe von Mitarbeitern 
partei- oder gewerkschaftsgebundener 
Blätter, was insbesondere ein häufiger 
Ausgangspunkt der politischen Laufbahn 
sozialistischer Politiker war.

Unter Berücksichtigung dieser Über­
schneidungen muß dennoch eine erheb­
liche Überschätzung der drei zuerst ge­
nannten Gruppen „Funktionäre der Par­
teien und Gewerkschaften", „Unterneh­
mer" und „Rechtsanwälte" auffallen. Ein 
Viertel der deutschen Bevölkerung ist zu­
nächst der Meinung, daß die Entscheidun­
gen des Bundestages in erster Linie von 
Berufspolitikern — den „Funktionären" — 
getroffen werden. Dagegen muß man sa­
gen, daß die weitaus stärkste soziologi­
sche Gruppe des Bundestages, die Be­
amten und Angestellten der öffentlichen 
Hand, eher unterschätzt wird. Die sich in 
dieser Entwicklung andeutende soziologi­
sche Verzahnung von Legislative und 
Exekutive wird also von den Wählern 
noch nicht in vollem Umfang erkannt.

Der psychologische Hintergrund
Um die volle Bedeutung dieser Vor­

stellungen zu erfassen, darf aber ein mehr 
psychologischer Hinweis nicht fehlen. Alle 
vier an der Spitze stehenden Gruppen — 

die insgesamt 73 Prozent aller Nennungen 
auf sich vereinen —• werden in der öffent­
lichen Meinung häufig ablehnend be­
wertet. Weder der Funktionär noch der 
Unternehmer, aber auch nicht der Rechts­
anwalt und der Beamte genießen als „Be- 
rufstyp" die volle Sympathie und das un­
geteilte Vertrauen einer großen Zahl von 
Bürgern. Vielmehr ist noch häufig die 
Vorstellung verbreitet, daß diese Berufs­
gruppen — jede auf ihre Weise — nicht 
selten den persönlichen Interessen des 
Durchschnittsbürgers entgegengesetzte 
Standpunkte einnehmen. Die Vorstellun­
gen der Bevölkerung über die im Bundes­
tag maßgebenden Personengruppen sind 
also wesentlich gekennzeichnet durch ein 
Moment des Mißtrauens oder eine zu­
mindest zwiespältige Stellungnahme. Die­
ser Zusammenhang gibt zu ernsten Über­
legungen Anlaß.

Günstigere Aussichten eröffnet das Er­
gebnis, daß die jüngere Generation etwas 
realistischere Vorstellungen über die Be­
deutung der verschiedenen Berufsgruppen 
innerhalb des Bundestages besitzt als die 
älteren Personen. Auf Grund anderer Un­
tersuchungen kann man annehmen, daß 
die jüngeren Menschen infolge ihrer stär­
keren Aufgeschlossenheit für das Ak­
tuelle über die tatsächlichen Verhältnisse 
besser orientiert sind. Die Überschätzung 
der Berufsgruppe „Rechtsanwälte" durch 
die jüngeren Befragten kann in diesem 
Rahmen als eine falsche Übertragung von 
Kenntnissen, die historische bzw. auslän­
dische Zustände betreffen, auf den Deut­
schen Bundestag gedeutet werden.

SPD-Pressedienst

Jungsozialisten 
und Bundeswehr

Der Wehrpolitische Ausschuß der 
Jungsozialisten führte im Jugendhaus 
Steineck in Bad Godesberg-Mehlem unter 
seinem Vorsitzenden Werner Buchstaller, 
MdB, eine wehrpolitische Informations­
tagung durch. An ihr nahmen etwa 35 Ver­
treter aus allen SPD-Bezirken der Bundes­
republik teil. Es waren Jungsozialisten, 
die von den einzelnen Bezirksvorständen 
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mit der Kontaktpflege zur Bundeswehr 
betraut sind.

über aktuelle Fragen der Verteidi­
gungspolitik informierte die Teilnehmer 
der stellvertretende Vorsitzende des Ver­
teidigungsausschusses des Bundestages, 
Hans Merten, mit seinem Referat „Sicher­
heit in einer geteilten Welt".

Der Referent führte aus, daß es gerade 
im Bereich der Verteidigungspolitik not­
wendig sei, sachlich und nüchtern zu den­
ken und sich nicht von Emotionen leiten 
zu lassen. Das sei besonders in Zeiten po­
litischer Hochspannung, die jederzeit die 
Gefahr einer militärischen Auseinander­
setzung in sich berge, notwendig. Ziel 
einer umfassenden Außenpolitik und in 
diesem Rahmen militärischer Anstrengun­
gen müsse es sein, das Risiko für einen 
möglichen Angreifer so hoch zu schrau­
ben und sichtbar werden zu lassen, daß 
dieser im eigenen Interesse auf militäri­
sche Aktionen verzichte. Die Richtigkeit 
dieses Grundsatzes habe unter anderem 
die Kuba-Krise bewiesen. Die Krise habe 
außerdem mit nicht zu übersehender Deut­
lichkeit gezeigt, daß militärische Aktionen 
in letzter Konsequenz kein Ersatz für kon­
struktive Politik seien. Hans Merten 
sprach sich für eine Aufgabenteilung in­
nerhalb der NATO aus und lehnte des­
halb eine atomare Ausrüstung der Bun­
deswehr ab. Er kritisierte die unzureichen­
den Maßnahmen der Bundesregierung auf 
den Gebieten der territorialen Verteidi­
gung, des zivilen Bevölkerungsschutzes 
und auch in den Bemühungen um eine 
Entspannungspolitik.

Im Mittelpunkt der wehrpolitischen Be­
mühungen der Jungsozialisten stand von 
jeher der „Staatsbürger in Uniform". Der 
wehrpolitische Ausschuß hatte deshalb als 
weiteren Referenten der Tagung den 
Kommandeur der „Schule der Bundes­
wehr für Innere Führung", Oberst Hinkel­
bein, eingeladen. In seinen Ausführungen, 
die er unter die Überschrift „Staatsbürger 
in Uniform — Illusion oder Wirklichkeit?" 
stellte, zog er Bilanz über die bisherigen 
Erfolge und Schwierigkeiten der „Inneren 
Führung". Er wies — übrigens in voller 
Übereinstimmung mit den Tagungsteil­

nehmern — darauf hin, daß es nicht allein 
die Aufgabe der Bundeswehr sein könne, 
den Staatsbürger zu erziehen. Die An­
strengungen im militärischen Bereich müß­
ten tatkräftig durch Elternhaus, Schule, 
Jugendverbände und Parteien unterstützt 
werden.

Beide Referate wurden ausführlich dis­
kutiert und brachten für alle eine Reihe 
neuer Informationen und Anregungen.

Den zweiten Teil der Tagung, der dem 
Erfahrungsaustausch gewidmet war, lei­
tete der stellvertretende Vorsitzende des 
Wehrpolitischen Ausschusses, Christian 
Götz, mit seinem Referat „Jungsozialisten 
und Bundeswehr" ein. Er berichtete im 
einzelnen über die Tätigkeit des Aus­
schusses und über zentrale Maßnahmen 
der Jungsozialisten im Bereich der Bun­
deswehr. Unter anderem hat der Aus­
schuß in den letzten Wochen die von ihm 
verfaßten Broschüren „Staatsbürger in 
Uniform" (zweite Auflage) und „Jung­
sozialisten und Bundeswehr" heraus­
gegeben. Der Ausschuß kam damit einem 
Auftrag des letzten Bundeskongresses 
nach, die Arbeitsgemeinschaften in ihrer 
Kontaktarbeit zur Bundeswehr durch ent­
sprechendes Material zu unterstützen.

Im Anschluß an das Referat berichteten 
die Vertreter der verschiedenen Bezirke 
über ihre wehrpolitische Tätigkeit. Dabei 
zeigte sich, daß in einer ganzen Reihe von 
Bezirken, die auch jeweils Fachreferenten 
ernannt haben, vorbildlich gearbeitet 
wird. In einem Bezirk besteht zum Bei­
spiel eine Ißköpfige Arbeitsgruppe, die 
seit Monaten systematisch alle Fragen der 
Wehrpolitik durcharbeitet. In einem an­
deren Bezirk sind im Laufe eines einzigen 
Jahres über den „Ring politischer Jugend" 
von Jungsozialisten 60 Vorträge vor Sol­
daten gehalten worden.

Die Tagung wurde der ihr selbst ge­
stellten Zielsetzung — Information und 
Erfahrungsaustausch — völlig gerecht und 
war somit ein Erfolg.

Die Teilnehmer beschlossen, ihre Tätig­
keit in Zukunft noch besser zu koordinie­
ren. Dazu sollen weiterhin regelmäßig 
zentrale Informationstagungen durch­
geführt werden. SPD-Pressedienst


